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Beitrags- und Gebührensatzung zur
Wasserabgabesatzung (BGS-WAS) des
Zweckverbandes zurWasserversorgung
der SeybothenreutherGruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Seybothenreuther Gruppe hat am
26.7.2022 eine neue Beitrags- und Gebüh­
rensatzung zur Wasserabgabesatzung
beschlossen. Die Satzung ist genehmi­
gungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit -KommZG-(BayRS 2020-6-1-1)
bekannt gemacht.

Bayreuth, 15. August 2022
Landratsamt
Dr. Gleißner-Klein
Regierungsdirektorin

Beitrags- und Gebührensatzung zur
Wasserabgabesatzung des

Zweckverbandes zur
Wasserversorgung der

Seybothenreuther Gruppe (BGS/WAS)

vom 1. August 2022

Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Kommu­
nalabgabengesetzes erlässt der Zweck­
verband zur Wasserversorgung der Sey­
bothenreuther Gruppe, nachfolgend
Zweckverband genannt, folgende Bei­
trags- und Gebührensatzung zur Wasser­
abgabesatzung:

$1
Beitragserhebung

Der Zweckverband erhebt zur Deckung
seines Aufwands für die Herstellung der
Wasserversorgungseinrichtung einen
Beitrag.

$2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird erhoben für

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich
genutzte oder gewerblich nutzbare
Grundstücke, wenn für sie nach $ 4

WAS ein Recht zum Anschluss an die
Wasserversorgungseinrichtung be­
steht oder

2. tatsächlich angeschlossene Grundstü­
cke oder

3. Grundstücke, die auf Grund einer
Sondervereinbarung nach § 8 WAS an
die Wasserversorgungseinrichtung
tatsächlich angeschlossen sind.

$3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit Ver­
wirklichung des Beitragstatbestan­
des. Ändern sich die für die Beitrags­
bemessung maßgeblichen Umstände
im Sinn des Art. 5 Abs. 2a KAG, ent­
steht die - zusätzliche - Beitragsschuld
mit dem Abschluss derMaßnahme.

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung
erlassen und ist der Beitragstatbe­
stand vor dem Inkrafttreten dieser
Satzung erfüllt, entsteht die Beitrags­
schuld erst mit Inkrafttreten dieser
Satzung.

$4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt
des Entstehens der Beitragsschuld Eigen­
tümer des Grundstücks oder Erbbaube­
rechtigter ist.

$5
Beitragsmaßstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grund­
stücksfläche und der Geschossfläche
der vorhandenen Gebäude berechnet.
Die beitragspflichtige Grundstücks­
fläche wird bei Grundstücken von
mindestens 2.000 m2 Fläche (übergro­
ße Grundstücke) in unbeplanten
Gebieten

- bei bebauten Grundstücken auf
das 4-fache der beitragspflichtigen
Geschossfläche, mindestens je­
doch 2.000 m2

- bei unbebauten Grundstücken auf

2.000 m2 begrenzt.

(2) Die Geschossfläche ist nach den Au­
ßenmaßen der Gebäude in allen Ge­
schossen zu ermitteln (Gebäude­
grundrisse abgerundet auf volle 10
cm). Keller werden mit der vollen
Fläche herangezogen. Dachgeschosse
werden nur herangezogen, soweit sie
ausgebaut sind. Gebäude oder selbst­
ständige Gebäudeteile, die nach der
Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach
Anschluss an die Wasserversorgung
auslösen oder die nicht angeschlossen
werden dürfen, werden nicht heran­
gezogen; das gilt nicht für Gebäude
oder Gebäudeteile, die tatsächlich an
die Wasserversorgung angeschlossen
sind. Balkone, Loggien und Terrassen
bleiben außer Ansatz, wenn und so­
weit sie über die Gebäudefluchtlinie
hinausragen.

(3) Bei Grundstücken, für die nur eine
gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
zulässig ist, sowie bei sonstigen unbe­
bauten, aber bebaubaren Grundstü­
cken wird als Geschossfläche ein
Viertel der Grundstücksfläche in
Ansatz gebracht. Grundstücke, bei
denen die zulässige oder für die Bei­
tragsbemessung maßgebliche vor­
handene Bebauung im Verhältnis zur
gewerblichen Nutzung nur unterge­
ordnete Bedeutung hat, gelten als
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gewerblich genutzte unbebaute
Grundstücke im Sinn des Satzes 1.

(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit
der nachträglichen Änderung der für
die Beitragsbemessung maßgebli­
chen Umstände, soweit sich dadurch
der Vorteil erhöht. Eine Beitrags­
pflicht entsteht insbesondere

- im Falle der Vergrößerung eines
Grundstücks für die zusätzlichen
Flächen, soweit für diese bisher
noch keine Beiträge geleistet wor­
den sind,

- im Falle der Geschossflächenver­
größerung für die zusätzlich ge­
schaffenen Geschossflächen sowie
im Falle des Abs. 1 Satz 2 für die
sich aus ihrer Vervielfachung er­
rechnende zusätzliche Grund­
stücksfläche,

- im Falle der Nutzungsänderung
eines bisher beitragsfreien Gebäu­
des oder Gebäudeteils im Sinn des
$5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der
Nutzungsänderung die Vorausset­
zungen für die Beitragsfreiheit
entfallen.

(5) Wird ein unbebautes, aber bebauba­
res Grundstück, für das ein Beitrag
nach Abs. 3 festgesetzt worden ist,
später bebaut, so wird der Beitrag
nach Abzug der nach Abs. 3 berück­
sichtigten Geschossflächen und den
nach Abs. 1 Satz 2 begrenzten Grund­
stücksflächen neu berechnet. Dieser
Betrag ist nachzuentrichten. Ergibt
die Gegenüberstellung ein Weniger an
Geschossflächen, so ist für die Berech­
nung des Erstattungsbetrages aufden
Beitragssatz abzustellen, nach dem
der ursprüngliche Beitrag entrichtet
wurde.

$6
Beitragssatz

(1) DerBeitragbeträgt

a) pro m2Grundstücksfläche 1,89 Euro

b) prom2Geschossfläche

$7
Fälligkeit

14,81 Euro.

Der Beitrag wird einen Monat nach Be­
kanntgabe desBeitragsbescheides fällig.

$ 7a
Beitragsablösung

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der
Beitragspflicht abgelöst werden. Der
Ablösungsbetrag richtet sich nach der
voraussichtlichen Höhe des Beitrags. Ein
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht
nicht.

$8
Erstattung des Aufwands für

Grundstücksanschlüsse

(1) Der Aufwand für die Herstellung,
Anschaffung, Verbesserung, Erneue­
rung, Veränderung, Stilllegung und
Beseitigung sowie für die Unterhal­
tung der Grundstücksanschlüsse im
Sinn des $ 3 WAS ist mit Ausnahme
des Aufwands, der auf die im öffentli­
chen Straßengrund liegenden Teile
der Grundstücksanschlüsse entfällt,
in der jeweils tatsächlichen Höhe zu
erstatten.

(2) DerErstattungsanspruch entstehtmit
Abschluss der jeweiligen Maßnahme.
Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des
Entstehens des Erstattungsanspruchs
Eigentümer des Grundstücks oder
Erbbauberechtigter ist; mehrere
Schuldner (Eigentümer bzw. Erbbau­
berechtigte) sind Gesamtschuldner.§
7 gilt entsprechend.

(3) Der Erstattungsanspruch kann vor
seinem Entstehen abgelöst werden.
Der Ablösungsbetrag richtet sich
nach der voraussichtlichen Höhe des
Erstattungsanspruchs. Ein Rechtsan­
spruch aufAblösungbesteht nicht.

$9
Gebührenerhebung

Der Zweckverband erhebt für die Benut­
zung der Wasserversorgungseinrichtung
Grundgebühren (S 9a) und Verbrauchsge­
bühren(§ 10).

$ 9a
Grundgebühr

(1) Die Grundgebühr wird nach dem
Nenndurchfluss (Qn) oder nach dem
Dauerdurchfluss (Q3) der verwende­
ten Wasserzähler im Sinne von § 19
WAS berechnet. Befinden sich auf
einem Grundstück nicht nurvorüber­
gehend mehrere Hauptwasserzähler
im Sinne des $19 WAS, so wird die
Grundgebühr für jedenHauptwasser­
zähler berechnet. Soweit Wasserzäh­
ler nicht eingebaut sind, wird der
Nenndurchfluss oder der Dauer­
durchfluss geschätzt, der nötig wäre,
um die mögliche Wasserentnahme
messenzukönnen.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der
Verwendung von Wasserzählern mit
Nenndurchfluss

bis5m3/h
bis10m3/h
bis20m3/h

12,00€/Jahr
24,00€/Jahr
48,00€/Jahr;

bei der Verwendung von Wasserzäh­
lernmitDauerdurchfluss

bis16m3/h
bis32m3/h

Ab 1.1.2023 beträgt die Grundgebühr bei
der Verwendung von Wasserzählern mit
Nenndurchfluss

bis5m3/h
bis10m3/h
bis20m/h

bei der Verwendung von Wasserzäh­
lernmitDauerdurchfluss

bis8m?/h
bis16m3/h
bis32m3/h

24,00€/Jahr
48,00€/Jahr.

36,00€/Jahr
72,00€/Jahr

144,00€/Jahr,

36,00€/Jahr
72,00€/Jahr

144,00€/Jahr.

$10
Verbrauchsgebühr

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach
Maßgabe der nachfolgenden Absätze
nach der Menge des aus der Wasser­
versorgungseinrichtung entnomme­
nen Wassers berechnet. Die Gebühr
beträgt 1,67 Euro pro Kubikmeter
entnommenen Wassers; ab 1.1.2023
beträgt die Gebühr 1,99 Euro pro
Kubikmeter entnommenenWassers.

(2) Der Wasserverbrauch wird durch
geeichte Wasserzähler ermittelt. Er ist
vom Zweckverband zu schätzen,
wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden
ist,

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder
dessen Ablesung nicht ermöglicht
wirdoder

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür
ergeben, dass ein Wasserzähler
den wirklichen Wasserverbrauch
nicht angibt.

(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein
sonstiger beweglicher Wasserzähler
verwendet, so beträgt die Gebühr 150
v.H. der in Abs. 1 festgesetzten Ge­
bühr.

$11
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit
derWasserentnahme.

(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals
mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt
der betriebsfertigen Herstellung des
Anschlusses folgt. Der Tag wird im
erstmals ergehenden Bescheid be­
stimmt. Im Übrigen entsteht die
Grundgebühr mit dem Beginn eines
jeden Tages in Höhe eines Tages­
bruchteils der Jahresgrundgebühren­
schuld neu.

bis8m3/h 12,00€/Jahr
$12

Gebührenschuldner
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(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeit­
punkt des Entstehens der Gebühren­
schuld Eigentümer des Grundstücks
oder ähnlich zur Nutzung des Grund­
stücks dinglich berechtigt ist.

(2) Gebührenschuldner ist auch der
Inhaber eines auf dem Grundstück
befindlichen Betriebs.

(3) Gebührenschuldner ist auch die Woh­
nungseigentümergemeinschaft.

(4) Mehrere Gebührenschuldner sind
Gesamtschuldner.

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle
Gebührenschulden, die gegenüber
den in den Abs. 1 bis 4 genannten
Gebührenschuldnern festgesetzt
worden sind, als öffentliche Last auf
dem Grundstück bzw. dem Erbbau­
recht (Art. 8 Abs. 8 i. V. m. Art. 5 Abs. 7
KAG).

$13
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) Der Verbrauch wird jährlich abge­
rechnet. Die Grund- und die Ver­
brauchsgebühr werden einen Monat
nach Bekanntgabe des Gebührenbe­
scheides fällig.

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.
März, 15. Mai, 15. August und 15. No­
vember jeden Jahres Vorauszahlun­
gen in Höhe eines Viertels des Jahres­
verbrauchs der Jahresabrechnung
des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine
solche Vorjahresabrechnung, setzt
der Zweckverband die Höhe der Vor­
auszahlungen unter Schätzung des
Jahresgesamtverbrauchs fest.

$14
Mehrwertsteuer

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsan­
sprüchen und Gebühren wird die Mehr­
wertsteuer in der jeweiligen gesetzlichen
Höhe erhoben.

$15
Pflichten der Beitrags- und

Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner
sind verpflichtet, dem Zweckverband für
die Höhe der Abgabe maßgebliche Verän­
derungen unverzüglich zu melden und
über den Umfang dieser Veränderungen -
auf Verlangen auch unter Vorlage ent­
sprechender Unterlagen - Auskunft zu
erteilen.

$16
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach
ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 5.
Dezember 2014 außer Kraft.

Weidenberg, 1. August 2022
Reinhard Preißinger
Verbandsvorsitzender

Beitragsatzung für die Verbesserung
und Erneuerung der Wasserversor­
gungseinrichtung des Zweckverbandes
zur Wasserversorgung der Seybothen­
reutherGruppe (BS-VW/EW)

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Seybothenreuther Gruppe hat am
26.07.2022 eine neue Beitragssatzung für
die Verbesserung und Erneuerung der
Wasserversorgungseinrichtung beschlos­
sen. Die Satzung ist genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I)
bekannt gemacht.

Bayreuth, 15. August 2022
Landratsamt
Dr. Gleißner-Klein
Regierungsdirektorin

Beitragssatzung für die Verbesserung
und Erneuerung der

Wasserversorgungseinrichtung des
Zweckverbandes zur
Wasserversorgung der

Seybothenreuther Gruppe
(BS-VW/EW)

Vom 1. August 2022

Aufgrund von Art. 2 und 5 des Kommunal­
abgabengesetzes erlässt der Zweckver­
band zur Wasserversorgung der Seybot­
henreuther Gruppe, nachfolgend Zweck­
verband genannt, folgende Beitragssat­
zung für die Verbesserung und Erneue­
rung derWasserversorgungseinrichtung:

§ 1
Beitragserhebung

Der Zweckverband erhebt einen Beitrag
zur Deckung seines Aufwandes für die
Verbesserung und Erneuerung der Was­
serversorgungseinrichtung durch folgen­
de Maßnahmen:

Erstellung eines Strukturkonzeptes sowie
Herstellung eines Verbundes mit dem
Brunnen Lehen 4 der Stadtwerke Bay­
reuth sowie den Umbau und die Erweite­
rung des Wasserwerks Draisenfeld mit
Leitungsarbeiten. Hierzu werden folgen­
de Maßnahmen gebaut und durchge­
führt:

A) Studie zur Zustandsbewertung

B) Neubau der Verbundleitung vom
Brunnen Lehen 4 zum Wasserwerk
Draisenfeld

• Anpassung Brunnen Lehen 4
(Installation, Elektro- und Steuer­
anlagen)

• Verbundwasserleitung ca. 3.800 m
PE1OO-RC, SDR11, DA 180

• Fernmeldekabel ca. 3.800 m A-2 YF
(L) 2Y 202x0,8 im Schutzrohr PE­
HD, DA 50, SDR 11

• Baustraße für Leitungsbau

• Forstliche Begutachtung und
Baumfällungen sowie Wiederher­
stellungskosten

C) Umbau/Sanierung und Erweiterung
Wasserwerk Draisenfeld bauliche
Maßnahme und Außenanlagen mit

• Neubau Rohwasservorlagebehäl­
ter 2 x 125 m3, Fertigteil, erdüber­
deckt, mit Bedienkammer und
Leitungssystem

• Neubau Absetzbecken 20,1 m3 mit
13,2 m3 Klarwasserspeicher und
6,9 m" Schlammspeicher

• Grunderwerbskosten

• Erneuerung und Erweiterung
Verfahrenstechnik, Durchsatz bis
15 1/s: Rohwasserpumpen, Oxida­
tor, Enteisenung, physikalische
Entsäuerung, Seitenkanalverdich­
ter, Feinwasserbehälter 2 x 4 m%,
Feinwasserpumpen, UV-Desinfek­
tion, Installation

• erdverlegte Wasserleitungen und
Entwässerungsleitungen im Au­
ßenbereich

• Erneuerung und Erweiterung
Elektro- und Steuerungsanlagen

• Erneuerung Unterwassermotor­
pumpe Brunnen Draisenfeld mit
Steuerungstechnik und Brunnen­
schacht

D) Wasserleitungen

• Erneuerung Brunnenleitung
/Rohwasserleitung 409 Meter
Druckrohrleitung; PE-100, DA 160,
SDR 11, FM-Kabel A-2 YF (L) 2 Y
20x2x0,8 im Schutzrohr PE-HD,
DA 50, SDR 11 und Niederspan­
nungkabel NAVY-J4x 120 mm2

• Ortsnetzleitungen Draisenfeld -
285 Meter Trinkwasserleitung aus
PE, DA 63, SDR 11 mit Oberflur­
hydrant DN 80 vom Wegkreu­
zungsbereich vor dem Tiefbrun­
nen Draisenfeld bis zum Anwesen
Fl.Nr. 1408, Gern. Seybotherneuth;
270 Meter Trinkwasserleitung aus
PE-100, DA 110, SDR 11 vom Weg­
kreuzungspunkt vor dem Tief­
brunnen Draisenfeld in Richtung
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Draisenfeld bis zum Ortsrand mit
Oberflurhydrant DN 80 und am
Knotenpunkt vier Absperrschie­
ber davon abzweigend 7,20 Meter
Ortsnetzleitung PE-100, DA 160,
SDR 11 sowie 96 Meter Ortsnetzlei­
tung PE-100, DA 180, SDR 11 mit
Einbau eines Unterflurhydranten,
DN 80 und 2 Stück Streckenschie­
bern, DN 150 sowie Anbindung der
Zulaufleitung zum Hochbehälter
mit einem T-Stück, DN 150/150 an
die Ortsnetzleitung.

$2
Beitragstatbestand

DerBeitrag wird erhoben für

(1) bebaute, bebaubare oder gewerblich
genutzte oder gewerblich nutzbare
Grundstücke, wenn für sie nach § 4
WAS ein Recht zum Anschluss an die
Wasserversorgungseinrichtung be­
steht oder

(2) tatsächlich angeschlossene Grundstü­
cke oder

(3) Grundstücke, die aufgrund einer
Sondervereinbarung nach $8 WAS an
die Wasserversorgungseinrichtung
angeschlossen werden.

$3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) Die Beitragsschuld entsteht, wenn die
Verbesserungs- und Erneuerungs­
maßnahmen tatsächlich beendet sind.
Wenn der in Satz 1 genannte Zeit­
punkt vor dem In-Kraft-Treten dieser
Satzung liegt, entsteht die Beitrags­
schuld erst mit In-Kraft-Treten dieser
Satzung.

(2) Wenn die Baumaßnahme bereits
begonnen wurde, kann der Zweckver­
band schon vor dem Entstehen der
Beitragsschuld Vorauszahlungen auf
die voraussichtlich zu zahlenden
Beiträge verlangen.

fläche wird bei Grundstücken von
mindestens 2.000 m" Fläche (übergro­
ße Grundstücke) in unbeplanten
Gebieten

§4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt
des Entstehens der Beitragsschuld Eigen­
tümer des Grundstücks oder Erbbaube­
rechtigter ist. Sind mehrere Eigentümer
eines Grundstückes oder Erbbauberech­
tigte vorhanden, so haften diese als Ge­
samtschuldner.

$5
Beitragsmaßstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grund­
stücksfläche und der Geschossfläche
der vorhandenen Gebäude berechnet.
Die beitragspflichtige Grundstücks-
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- bei bebauten Grundstücken aufdas
4,0-fache der beitragspflichtigen
Geschossfläche, mindestens jedoch
2.000m,

- bei unbebauten Grundstücken auf
2.000 m2 begrenzt.

(2) Die Geschossfläche ist nach den Au­
ßenmaßen der Gebäude in allen Ge­
schossen zu ermitteln. Keller werden
mit der vollen Fläche herangezogen.
Dachgeschosse werden nur herange­
zogen, wenn sie ausgebaut sind. Ge­
bäude oder selbständige Gebäudetei­
le, die nach der Art ihrer Nutzung
keinen Bedarf nach Anschluss an die
Wasserversorgung auslösen oder die
nicht angeschlossen werden dürfen,
werden nicht herangezogen; das gilt
nicht für Gebäude oder Gebäudeteile,
die tatsächlich an die Wasserversor­
gung angeschlossen sind. Balkone,
Loggien und Terrassen bleiben außer
Ansatz, wenn und soweit sie über die
Gebäudefluchtlinie hinausragen.

(3) Bei Grundstücken, für die nur eine
gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
zulässig ist, sowie bei sonstigen unbe­
bauten, aber bebaubaren Grundstü­
cken wird als Geschossfläche ein
Viertel der Grundstücksfläche in
Ansatz gebracht. Grundstücke, bei
denen die zulässige oder für die Bei­
tragsbemessung maßgebliche vorhan­
dene Bebauung im Verhältnis zur
gewerblichen Nutzung nur unterge­
ordnete Bedeutung hat, gelten als
gewerblich genutzte unbebaute
Grundstücke im Sinn des Satzes 1.

$6
Beitragssatz

Der Beitrag beträgt

(a) pro m? Grundstücksfläche 0,57 Euro

$8
Mehrwertsteuer

Zu den Beiträgen wird die Mehrwertsteu­
er in der jeweiligen gesetzlichen Höhe
erhoben.

$9
Pflichten der Beitragsschuldner

Die Beitragsschuldner sind verpflichtet,
dem Zweckverband für die Höhe der
Schuld maßgebliche Veränderungen
unverzüglich zu melden und über den
Umfang dieser Veränderungen Auskunft
zu erteilen.

§ 10
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

Seybothenreuth, 1. August 2022
Reinhard Preißinger
Verbandsvorsitzender

(b) pro m2Geschossfläche

$7
Fälligkeit

4,51 Euro.

Der Beitrag wird einen Monat nach Be­
kanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

$ 7a
Beitragsablösung

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der
Beitragspflicht abgelöst werden. Der
Ablösungsbetrag richtet sich nach der
voraussichtlichen Höhe des Beitrags. Ein
Rechtsanspruch auf Ablösung besteht
nicht.

Wasserabgabesatzung (WAS) des
Zweckverbandes zur Wasserversorgung
der Seybothenreuther Gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Seybothenreuther Gruppe hat am
26.07.2022 eine neue Wasserabgabesat­
zung beschlossen. Die Satzung ist geneh­
migungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I)
bekannt gemacht.

Bayreuth, 15. August 2022
Landratsamt
Dr. Gleißner-Klein
Regierungsdirektorin

Satzung für die öffentliche
Wasserversorgungseinrichtung des

Zweckverbandes zur Wasserversorgung
der Seybothenreuther Gruppe
(Wasserabgabesatzung - WAS -)

vom 1. August 2022

Auf Grund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1
Nrn. 1 und 2, Abs. 2 und Abs. 3 der Ge­
meindeordnung (GO) erlässt der Zweck­
verband zur Wasserversorgung der Sey­
bothenreuther Gruppe, nachfolgend
Zweckverband genannt, folgende Sat­
zung:

$1
Öffentliche Einrichtung

(1) Der Zweckverband betreibt eine
öffentliche Einrichtung zur Wasser-



versorgung für die Gebiete

1. Gemeinde Seybothenreuth;

2. Gemeinde Emtmannsberg (außer
Gottelhof, Troschenreuth Fl.Nrn.
261, 263, 274, 276/3, 278, 281, 276/4,
268/1, 295/1, 272/4. 295/2, Gern.
Hauendorf);

3. Gemeinde Speichersdorf(Gemein­
deteile Brüderes und Weißen­
reuth).

(2) Art und Umfang dieser Wasserversor­
gungseinrichtung bestimmt der
Zweckverband.

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung
gehören auch die im öffentlichen
Straßengrund liegenden Teile der
Grundstücksanschlüsse, soweit
nichts Abweichendes vereinbart ist.

$2
Grundstücksbegriff -

Grundstückseigentümer

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung
ist jedes räumlich zusammenhängen­
de und einem gemeinsamen Zweck
dienende Grundeigentum desselben
Eigentümers, das eine selbstständige
wirtschaftliche Einheit bildet, auch
wenn es sich um mehrere Grundstü­
cke oder Teile von Grundstücken im
Sinn des Grundbuchrechts handelt.
Rechtlich verbindliche planerische
Festlegungen sind zu berücksichti­
gen.

(2) Die Vorschriften dieser Satzung für
die Grundstückseigentümer gelten
auch für Erbbauberechtigte oder
ähnlich zur Nutzung eines Grund­
stücks dinglich Berechtigte. Von
mehreren dinglich Berechtigten ist
jeder berechtigt und verpflichtet; sie
haften als Gesamtschuldner.

$3
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nach­
stehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasser­
leitungen im Wasserversorgungsgebiet,
von denen die Grundstücksanschlüsse
abzweigen.

Grundstücksanschlüsse (= Hausan­
schlüsse) sind die Wasserleitungen von
der Abzweigstelle der Versorgungsleitung
bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit
der Anschlussvorrichtung und enden mit
derHauptabsperrvorrichtung.

Gemeinsame Grundstücksanschlüsse
(verzweigte Hausanschlüsse) sind Haus­
anschlüsse, die über Privatgrundstücke
(z.B. Privatwege) verlaufen und mehr als

ein Grundstück mit der Versorgungslei­
tung verbinden.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrich­
tung zur Wasserentnahme aus der Versor­
gungsleitung, umfassend Anbohrschelle
mit integrierter oder zusätzlicher Absper­
rannatur oder Abzweig mit Absperrarma­
tur samt den dazugehörigen technischen
Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste
Armatur auf dem Grundstück, mit der die
gesamte nachfolgende Wasserver­
brauchsanlage einschließlich Wasserzäh­
ler abgesperrt werden kann.

Übergabestelle ist das Ende des Grund­
stücksanschlusses hinter der Hauptab­
sperrvorrichtung im Grundstück/Gebäu­
de.

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfas­
sung des durchgeflossenen Wasservolu­
mens. Absperrventile und vorhandene
Wasserzählerbügel sind nicht Bestandtei­
le derWasserzähler.

Anlagen des Grundstückseigentümers
(= Verbrauchsleitungen) sind die Ge­
samtheit der Anlagenteile in Grundstü­
cken oder in Gebäuden hinter der Über­
gabestelle; als solche gelten auch Eigen­
gewinnungsanlagen, wenn sie sich ganz
oder teilweise im gleichen Gebäude befin­
den.

$4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann
verlangen, dass sein bebautes, bebau­
bares, gewerblich genutztes oder
gewerblich nutzbares Grundstück
nach Maßgabe dieser Satzung an die
Wasserversorgungseinrichtung ange­
schlossen und mit Wasser beliefert
wird.

(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht
erstreckt sich nur auf solche Grund­
stücke, die durch eine Versorgungslei­
tung erschlossen werden. Der Grund­
stückseigentümer kann unbeschadet
weitergehender bundes- oder landes­
gesetzlicher Vorschriften nicht ver­
langen, dass eine neue Versorgungs­
leitung hergestellt oder eine beste­
hende Versorgungsleitung geändert
wird. Welche Grundstücke durch die
Versorgungsleitung erschlossen wer­
den, bestimmt der Zweckverband.
Rohwasser und Fernwasserleitungen
stellen keine zum Anschluss berechti­
genden Versorgungsleitungen dar.

(3) Der Zweckverband kann den An­
schluss eines Grundstücks an eine
bestehende Versorgungsleitung ver­
sagen, wenn die Wasserversorgung
wegen der Lage des Grundstücks oder
aus sonstigen technischen oder be­
trieblichen Gründen dem Zweckver­
band erhebliche Schwierigkeiten

bereitet oder besondere Maßnahmen
erfordert, es sei denn, der Grund­
stückseigentümer übernimmt die
Mehrkosten, die mit dem Bau und
Betrieb zusammenhängen, und leistet
aufVerlangen Sicherheit.

(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht
für Kühlwasserzwecke und den Be­
trieb von Wärmepumpen. Der Zweck­
verband kann ferner das Anschluss­
und Benutzungsrecht in begründeten
Einzelfällen ausschließen oder ein­
schränken, soweit nicht die Bereitstel­
lung von Wasser in Trinkwasserquali­
tät erforderlich ist. Das gilt auch für
die Vorhaltung von Löschwasser.

$5
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4)
sind verpflichtet, die Grundstücke,
auf denen Wasser verbraucht wird, an
die öffentliche Wasserversorgungsein­
richtung anzuschließen (Anschluss­
zwang). Ein Anschlusszwang besteht
nicht, wenn der Anschluss rechtlich
oder tatsächlich unmöglich ist.

(2) Auf Grundstücken, die an die öffentli­
che Wasserversorgungseinrichtung
angeschlossen sind, ist der gesamte
Bedarf an Wasser im Rahmen des
Benutzungsrechts(§ 4) ausschließlich
aus dieser Einrichtung zu decken
(Benutzungszwang). Gesammeltes
Niederschlagswasser darf ordnungs­
gemäß für Zwecke der Gartenbewäs­
serung, zur Toilettenspülung und zum
Wäschewaschen verwendet werden,
soweit nicht andere Rechtsvorschrif­
ten entgegenstehen. $ 7 Abs. 4 ist
entsprechend anzuwenden. Verpflich­
tet sind die Grundstückeigentümer
und alle Benutzer der Grundstücke.
Sie haben auf Verlangen des Zweck­
verbandes die dafür erforderliche
Überwachung zu dulden.

$6
Befreiung vom Anschluss- oder

Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss
oder zur Benutzung wird auf Antrag
ganz oder zum Teil befreit, wenn der
Anschluss oder die Benutzung aus
besonderen Gründen auch unter
Berücksichtigung der Erfordernisse
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist.
Der Antrag auf Befreiung ist unter
Angabe der Gründe schriftlich bei
dem Zweckverband einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter
Bedingungen, Auflagen und Wider­
rufsvorbehalt erteilt werden.

$7
Beschränkung der Benutzungspflicht

53



(1) AufAntrag wird die Verpflichtung zur
Benutzung auf einen bestimmten
Verbrauchszweck oder Teilbedarf
beschränkt, soweit das für die öffentli­
che Wasserversorgung wirtschaftlich
zumutbar ist und nicht andere
Rechtsvorschriften oder Gründe der
Volksgesundheit entgegenstehen.
Gründe der Volksgesundheit stehen
einer Beschränkung der Benutzungs­
pflicht insbesondere entgegen, wenn
für den jeweiligen Verbrauchszweck
oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trink­
wasser oder Wasser mit der Beschaf­
fenheit von Trinkwasser erforderlich
ist und die Versorgung mit solchem
Wasser nur durch die Benutzung der
öffentlichen Wasserversorgung ge­
währleistet wird.

(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet
entsprechende Anwendung.

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung
von Industrieunternehmen und Wei­
terverteilern sowie für die Vorhaltung
von Löschwasser.

(4) Vor der Errichtung oder Inbetrieb­
nahme einer Eigengewinnungsanlage
hat der Grundstückseigentümer dem
Zweckverband Mitteilung zu machen;
dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage
nach dem Anschluss an die öffentliche
Wasserversorgung weiterbetrieben
werden soll. Er hat durch geeignete
Maßnahmen sicherzustellen, dass von
seiner Eigengewinnungsanlage keine
Rückwirkungen in das öffentliche
Wasserversorgungsnetz möglich sind.
Bei einer Nachspeisung von Trink­
wasser aus der öffentlichen Wasser­
versorgungseinrichtung in eine Ei­
gengewinnungsanlage ist ein freier
Auslauf (Luftbrücke) oder ein Rohr­
unterbrecher A 1 der Nachspeiseein­
richtung in das Regenauffangbecken
bzw. an sonstigen Stellen (z. B. Spül­
kasten) erforderlich.

$8
Sondervereinbarungen

(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht
zum Anschluss berechtigt oder ver­
pflichtet, so kann der Zweckverband
durch Vereinbarung ein besonderes
Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis
gelten die Bestimmungen dieser
Satzung und der Beitrags- und Ge­
bührensatzung entsprechend. Aus­
nahmsweise kann in der Sonderver­
einbarung Abweichendes bestimmt
werden, soweit dies sachgerecht ist.

$9
Grundstücksanschluss

(1) Die Grundstückanschlüsse stehen
vorbehaltlich abweichender Verein-

barung im Eigentum des Zweckver­
bandes.

(2) Der Grundstücksanschluss wird von
dem Zweckverband hergestellt, ange­
schafft, verbessert, unterhalten, er­
neuert, geändert, abgetrennt und
beseitigt. Es muss zugänglich und vor
Beschädigung geschützt sein.

(3) Der Zweckverband bestimmt Zahl,
Art, Nennweite und Führung der
Grundstücksanschlüsse sowie deren
Änderung. Er bestimmt auch, wo und
an welche Versorgungsleitung anzu­
schließen ist. Der Grundstückseigen­
tümer ist vorher zu hören; seine be­
rechtigten Interessen sind nach Mög­
lichkeit zu wahren. Soll der Grund­
stücksanschluss auf Wunsch des
Grundstückseigentümers nachträg­
lich geändert werden, so kann der
Zweckverband verlangen, dass die
näheren Einzelheiten einschließlich
der Kostentragung vorher in einer
gesonderten Vereinbarung geregelt
werden.

(4) Der Grundstückseigentümer hat die
baulichen Voraussetzungen für die
sichere Errichtung des Grundstück­
sanschlusses zu schaffen. Der Zweck­
verband kann hierzu schriftlich eine
angemessene Frist setzen. Der Grund­
stückseigentümer darf keine Einwir­
kungen auf den Grundstücksan­
schluss vornehmen oder vornehmen
lassen.

(5) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haben jede Beschädigung
des Grundstücksanschlusses, insbe­
sondere das Undichtwerden von
Leitungen sowie sonstige Störungen
unverzüglich dem Zweckverband
mitzuteilen.

$10
Anlage des Grundstückseigentümers

(1) Der Grundstückseigentümer ist ver­
pflichtet, für die ordnungsgemäße
Errichtung, Erweiterung, Änderung
und Unterhaltung der Anlage von der
Übergabestelle ab, mit Ausnahme des
Wasserzählers, zu sorgen. Hat er die
Anlage oder Teile davon einem ande­
ren vermietet oder sonst zur Benut­
zung überlassen, so ist er neben dem
anderen verpflichtet.

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung
der Vorschriften dieser Satzung und
anderer gesetzlicher oder behördli­
cher Bestimmungen sowie nach den
anerkannten Regeln der Technik
errichtet, erweitert, geändert und
unterhalten werden. Anlage und
Verbrauchseinrichtungen müssen so
beschaffen sein, dass Störungen ande­
rer Abnehmer oder der öffentlichen
Versorgungseinrichtungen sowie
Rückwirkungen auf die Güte des
Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Der Anschluss wasserverbrauchen­
der Einrichtungen jeglicher Art ge­
schieht auf Gefahr des Grundstück­
seigentümers.

(3) Anlagenteile, die sich vor demWasser­
zähler befinden, können plombiert
werden. Ebenso können Anlagenteile,
die zur Anlage des Grundstückseigen­
tümers gehören, unter Plombenver­
schluss genommen werden, um eine
einwandfreie Messung zu gewährleis­
ten. Die dafür erforderliche Ausstat­
tung der Anlage ist nach den Angaben
des Zweckverbandes zu veranlassen.

$11
Zulassung und Inbetriebsetzung der
Anlage des Grundstückseigentümers

(1) Bevor die Anlage des Grundstücksei­
gentümers hergestellt oder wesent­
lich geändert wird, sind dem Zweck­
verband folgende Unterlagen in dop­
pelter Fertigung einzureichen:

a) eine Beschreibung der geplanten
Anlage des Grundstückseigentü­
mers und ein Lageplan,

b) der Name des Unternehmers, der
die Anlage errichten soll,

c) Angaben über eine etwaige Eigen­
versorgung,

d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflich­
tung zur Übernahme der Mehrkos­
ten.

Die einzureichenden Unterlagen
haben den beim Zweckverband auf­
liegenden Mustern zu entsprechen.
Alle Unterlagen sind von den Bauher­
ren und den Planfertigern zu unter­
schreiben.

(2) Der Zweckverband prüft, ob die beab­
sichtigten Anlagen den Bestimmun­
gen dieser Satzung entsprechen. Ist
das der Fall, so erteilt der Zweckver­
band schriftlich seine Zustimmung
und gibt eine Fertigung der einge­
reichten Unterlagen mit Zustim­
mungsvermerk zurück. Stimmt der
Zweckverband nicht zu, setzt er dem
Bauherrn unter Angabe der Mängel
eine angemessene Frist zur Berichti­
gung. Die geänderten Unterlagen sind
sodann erneut einzureichen. Die
Zustimmung und die Überprüfung
befreien den Grundstückseigentü­
mer, den Bauherrn, den ausführen­
den Unternehmer und den Planferti­
ger nicht von der Verantwortung für
die vorschriftsmäßige und fehlerfreie
Planung und Ausführung der Anla­
gen.

(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst
nach schriftlicher Zustimmung des
Zweckverbandes begonnen werden.
Eine Genehmigungspflicht nach

54



sonstigen, insbesondere nach stra­
ßen-, bau- und wasserrechtlichen
Bestimmungen bleibt durch die Zu­
stimmung unberührt.

(4) Die Errichtung der Anlage und we­
sentliche Veränderungen dürfen nur
durch den Zweckverband oder durch
ein Installationsunternehmen erfol­
gen, das in ein Installateurverzeichnis
des Zweckverbandes oder eines ande­
ren Wasserversorgungsunterneh­
mens eingetragen ist. Der Zweckver­
band ist berechtigt, die Ausführung
der Arbeiten zu überwachen. Leitun­
gen, die an Eigengewinnungsanlagen
angeschlossen sind, dürfen nur mit
vorheriger Zustimmung des Zweck­
verbandes verdeckt werden; andern­
falls sind sie auf Anordnung des
Zweckverbandes auf Kosten des
Grundstückseigentümers freizule­
gen.

(5) Der Grundstückseigentümer hat jede
Inbetriebsetzung der Anlagen beim
Zweckverband über das Installations­
unternehmen zu beantragen. Der
Anschluss der Anlage an das Vertei­
lungsnetz und die Inbetriebsetzung
erfolgen durch den Zweckverband
oder seinen Beauftragten.

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1
bis 4 kann der Zweckverband Aus­
nahmen zulassen.

§ 12
Überprüfung der Anlage des
Grundstückseigentümers

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die
Anlage des Grundstückseigentümers
vor und nach ihrer Inbetriebnahme
zu überprüfen. Er hat auf erkannte
Sicherheitsmängel aufmerksam zu
machen und kann deren Beseitigung
verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt, welche
die Sicherheit gefährden oder erheb­
liche Störungen erwarten lassen, so
ist der Zweckverband berechtigt, den
Anschluss oder die Versorgung zu
verweigern; bei Gefahr für Leib oder
Leben ist sie hierzu verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unterlassung
der Überprüfung der Anlage sowie
durch deren Anschluss an das Vertei­
lungsnetz übernimmt der Zweckver­
band keine Haftung für die Mängel­
freiheit der Anlage. Dies gilt nicht,
wenn er bei einer Überprüfung Män­
gel festgestellt hat, die eine Gefahr für
Leib oder Leben darstellen.

§ 13
Abnehmerpflichten, Haftung

(1) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haben den Beauftragten des

Zweckverbandes, die sich auf Verlan­
gen auszuweisen haben, zu angemes­
sener Tageszeit den Zutritt zu allen
der Wasserversorgung dienenden
Einrichtungen zu gestatten, soweit
dies zur achschau der Wasserleitun­
gen, zum Ablesen der Wasserzähler
und zur Prüfung, ob die Vorschriften
dieser Satzung und die vom Zweck­
verband auferlegten Bedingungen
und Auflagen erfüllt werden, erfor­
derlich ist. Zur Überwachung der
satzungsmäßigen und gesetzlichen
Pflichten sind die mit dem Vollzug
dieser Satzung beauftragten Perso­
nen des Zweckverbandes berechtigt,
zu angemessener Tageszeit Grundstü­
cke, Gebäude, Anlagen, Einrichtun­
gen, Wohnungen und Wohnräume im
erforderlichen Umfang zu betreten.
Der Grundstückseigentümer, ggf.
auch die Benutzer des Grundstücks,
werden davon nach Möglichkeit vor­
herverständigt.

(2) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer sind verpflichtet, alle für die
Prüfung des Zustandes der Anlagen
erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
Sie haben die Verwendung zusätzli­
cher Verbrauchseinrichtungen vor
Inbetriebnahme dem Zweckverband
mitzuteilen, soweit sich dadurch die
vorzuhaltende Leistung wesentlich
erhöht.

(3) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haften dem Zweckverband
für von ihnen verschuldete Schäden,
die auf eine Verletzung ihrer Pflichten
nach dieser Satzung zurückzuführen
sind.

$14
Grundstücksbenutzung

(1) Der Grundstückseigentümer hat das
Anbringen und Verlegen von Leitun­
gen einschließlich Zubehör zur Zu­
und Fortleitung von Wasser über sein
im Versorgungsgebiet liegendes
Grundstück sowie sonstige Schutz­
maßnahmen unentgeltlich zuzulas­
sen, wenn und soweit diese Maßnah­
men für die örtliche Wasserversor­
gung erforderlich sind. Diese Pflicht
betrifft nur Grundstücke, die an die
Wasserversorgung angeschlossen
oder anzuschließen sind, die vom
Eigentümer im wirtschaftlichen Zu­
sammenhang mit einem angeschlos­
senen oder zum Anschluss vorgesehe­
nen Grundstück genutzt werden oder
für die die Möglichkeit der Wasserver­
sorgung sonst wirtschaftlich vorteil­
haft ist. Die Verpflichtung entfällt,
soweit die Inanspruchnahme der
Grundstücke den Eigentümer in
unzumutbarerWeise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist
rechtzeitig über Art und Umfang der
beabsichtigten Inanspruchnahme

seines Grundstücks zu benachrichti­
gen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die
Verlegung der Einrichtungen verlan­
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle
für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die
Kosten der Verlegung hat der Zweck­
verband zu tragen, soweit die Einrich­
tungen nicht ausschließlich der Ver­
sorgung des Grundstücks dienen.

(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2
oder 3 eingestellt, ist der Grundstück­
seigentümer verpflichtet, nach Wahl
des Zweckverbandes die Entfernung
der Einrichtungen zu gestatten oder
sie noch fünf Jahre unentgeltlich zu
belassen, sofern dies nicht unzumut­
bar ist.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für
öffentliche Verkehrswege und Ver­
kehrsflächen sowie für Grundstücke,
die durch Planfeststellung für den
Bau von öffentlichen Verkehrswegen
undVerkehrsflächen bestimmt sind.

§ 15
Art und Umfang der Versorgung

(1) Der Zweckverband stellt das Wasser
zu dem in der Beitrags- und Gebüh­
rensatzung aufgeführten Entgelt zur
Verfügung. Er liefert das Wasser als
Trinkwasser unter dem Druck und in
der Beschaffenheit, die in dem betref­
fenden Abschnitt des Versorgungsge­
bietes üblich sind, entsprechend den
jeweils geltenden Rechtsvorschriften
und den anerkannten Regeln der
Technik.

(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die
Beschaffenheit und den Druck des
Wassers im Rahmen der gesetzlichen
und behördlichen Bestimmungen
sowie der anerkannten Regeln der
Technik zu ändern, sofern dies aus
wirtschaftlichen oder technischen
Gründen zwingend erforderlich ist.
Der Zweckverband wird eine dauern­
de wesentliche Änderung den Wasser­
abnehmern nach Möglichkeit minde­
stens zwei Monate vor der Umstellung
schriftlich bekannt geben und die
Belange der Anschlussnehmer mög­
lichst berücksichtigen. Die Grund­
stückseigentümer sind verpflichtet,
ihre Anlagen auf eigene Kosten den
geänderten Verhältnissen anzupas­
sen.

(3) Der Zweckverband stellt das Wasser
im Allgemeinen ohne Beschränkung
zu jeder Tag- und Nachtzeit am Ende
des Hausanschlusses zur Verfügung.
Dies gilt nicht, soweit und solange der
Zweckverband durch höhere Gewalt,
durch Betriebsstörungen, Wasser­
mangel oder sonstige technische oder
wirtschaftliche Umstände, deren
Beseitigung ihr nicht zumutbar ist, an
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der Wasserversorgung gehindert ist.
Der Zweckverband kann die Beliefe­
rung ablehnen, mengenmäßig und
zeitlich beschränken oder unter Auf­
lagen und Bedingungen gewähren,
soweit das zur Wahrung des An­
schluss- und Benutzungsrechtes der
anderen Berechtigten erforderlich ist.
Der Zweckverband darf ferner die
Lieferung unterbrechen, um betriebs­
notwendige Arbeiten vorzunehmen.
Soweit möglich, gibt der Zweckver­
band Absperrungen der Wasserlei­
tung vorher öffentlich bekannt und
unterrichtet die Abnehmer über
Umfang und voraussichtliche Dauer
derUnterbrechung.

(4) Das Wasser wird lediglich zur Deck­
ung des Eigenbedarfs für die ange­
schlossenen Grundstücke geliefert.
Die Überleitung von Wasser in ein
anderes Grundstück bedarf der
schriftlichenZustimmung des Zweck­
verbandes; die Zustimmung wird
erteilt, wenn nicht überwiegende
versorgungswirtschaftliche Gründe
entgegenstehen.

(5) FürEinschränkungen oderUnterbre­
chungen derWasserlieferung und für
Änderungen des Druckes oder der
Beschaffenheit desWassers, die durch
höhere Gewalt, Wassermangel oder
sonstige technische oder wirtschaftli­
cheUmstände, die der Zweckverband
nicht abwendenkann, oder aufGrund
behördlicher Verfügungen veranlasst
sind, steht dem Grundstückseigentü­
mer kein Anspruch auf Minderung
verbrauchsunabhängiger Gebühren
zu.

$16
Anschlüsse und Benutzung der

Wasserleitung für Feuerlöschzwecke

(1) Sollen auf einem Grundstück private
Feuerlöschanschlüsse eingerichtet
werden, so sind über die näheren
Einzelheiten einschließlich der Kos­
tentragung besondere Vereinbarun­
gen zwischendemGrundstückseigen­
tümer und dem Zweckverband zu
treffen.

(2) Private Feuerlöscheinrichtungen
werden mit Wasserzählern ausgerüs­
tet. Sie müssen auch für die Feuer­
wehrbenutzbarsein.

(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Ge­
meingefahrdroht, sind dieAnordnun-

· gen des Zweckverbandes, der Polizei
und der Feuerwehr zu befolgen; ins­
besondere haben die Wasserabneh­
mer ihre Leitungenund ihreEigenan­
lagen auf Verlangen zum Feuerlö­
schen zur Verfügung zu stellen. Ohne
zwingenden Grund dürfen sie in die­
senFällenkeinWasserentnehmen.

(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckver-
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band das Recht, Versorgungsleitun­
gen und Grundstücksanschlüsse
vorübergehend abzusperren. Dem
von der Absperrung betroffenen
Wasserabnehmer steht hierfür kein
Entschädigungsanspruchzu.

$17
Wasserabgabe für vorübergehende

Zwecke, Wasserabgabe aus
öffentlichen Entnahmestellen

(1) Der Anschluss von Anlagen zum
Bezug vonBauwasser oder zu sonsti­
gen vorübergehenden Zwecken ist
rechtzeitig beim Zweckverband zu
beantragen. Muss das Wasser von
einem anderen Grundstück bezogen
werden, so ist die schriftliche Zustim­
mung des Grundstückseigentümers
beizubringen. Über die Art der Was­
serabgabe entscheidet der Zweckver­
band; sie legt die weiteren Bedingun­
gen fürdenWasserbezug fest.

(2) Falls Wasser aus öffentlichenHydran­
ten nicht zum Feuerlöschen, sondern
zu anderen vorübergehenden Zwe­
cken entnommenwerden soll, so stellt
der Zweckverband auf Antrag einen
Wasserzähler, ggf. Absperrvorrich­
tung und Standrohr zur Verfügung
und setzt die Bedingungen für die
Benutzung fest.

$18
Haftung bei Versorgungsstörungen

(1) Für Schäden, die ein Grundstücksei­
gentümer durch Unterbrechung der
Wasserversorgung oder durch Unre­
gelmäßigkeiten in der Belieferung
erleidet, haftet der Zweckverband aus
dem Benutzungsverhältnis oder aus
unerlaubterHandlung imFalle

1. der Tötung oder Verletzung des
Körpers oder der Gesundheit des
Grundstückseigentümers, es sei
denn, dass der Schaden vom
Zweckverband oder einem Erfül­
lungs- oder Verrichtungsgehilfen
weder vorsätzlich noch fahrlässig
verursachtworden ist,

2. der Beschädigung einer Sache, es
sei denn, dass der Schaden weder
durch Vorsatz noch durch grobe
Fahrlässigkeit des Zweckverban­
des oder eines Erfüllungs- oder
Verrichtungsgehilfen verursacht
worden ist,

3. eines Vermögensschadens, es sei
denn, dass dieser weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrläs­
sigkeit eines vertretungsberechtig­
ten Organs des Zweckverbandes
verursachtworden ist.

$ 831 Abs. 1 Satz 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuches ist nur bei vorsätzli-

chemHandeln vonVerrichtungsgehil­
fenanzuwenden.

(2) GegenüberBenutzernundDritten, an
die der Grundstückseigentümer das
gelieferte Wasser im Rahmen des $ 15
Abs. 4 weiterleitet, haftet der Zweck­
verband für Schäden, die diesen
durch Unterbrechung der Wasserver­
sorgung oder durch Unregelmäßig­
keiten in der Belieferung entstehen,
wie einemGrundstückseigentümer.

(3) Die Absätze 1 und 2 sind auch auf
Ansprüche von Grundstückseigentü­
mern anzuwenden, die diese gegen
ein drittes Wasserversorgungsunter­
nehmen aus unerlaubter Handlung
geltend machen. Der Zweckverband
ist verpflichtet, den Grundstücksei­
gentümer aufVerlangen über diemit
der Schadensverursachung durch ein
drittes Unternehmen zusammenhän­
genden Tatsachen insoweit Auskunft
zu geben, als sie ihm bekannt sind
oder von ihm in zumutbarer Weise
aufgeklärt werden können und seine
Kenntnis zur Geltendmachung des
Schadensersatzes erforderlich ist.

( 4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden
unter fünfzehnEuro.

(5) Schäden sind dem Zweckverband
unverzüglichmitzuteilen.

§ 19
Wasserzähler

(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des
Zweckverbandes. Die Lieferung,
Aufstellung, technische Überwa­
chung, Unterhaltung, Auswechslung
und Entfernung der Wasserzähler
sind Aufgabe des Zweckverbandes; er
bestimmt auch Art, Zahl und Größe
derWasserzähler sowie ihren Aufstel­
lungsort. Bei der Aufstellung hat der
Zweckverband so zu verfahren, dass
eine einwandfreie Messung gewähr­
leistet ist; er hat den Grundstücksei­
gentümer zuvor anzuhören und seine
berechtigten Interessen zuwahren.

(2) Der Zweckverband ist verpflichtet,
aufVerlangen des Grundstückseigen­
tümers die Wasserzähler zu verlegen,
wenn dies ohne Beeinträchtigungen
einer einwandfreien Messung mög­
lich ist. Der Zweckverband kann die
Verlegung davon abhängig machen,
dass derGrundstückseigentümer sich
verpflichtet, die Kosten zu überneh­
men.

(3) Der Grundstückseigentümer haftet
für das Abhandenkommen und die
Beschädigung der Wasserzähler,
soweit ihn hieran ein Verschulden
trifft. Er hat den Verlust, Beschädi­
gungen und Störungen dieser Ein­
richtungen dem Zweckverband un­
verzüglich mitzuteilen. Er ist ver-



pflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz­
und Grundwasser sowie vor Frost zu
schützen.

(4) Die Wasserzähler werden von einem
Beauftragten des Zweckverbandes
möglichst in gleichen Zeitabständen
oder auf Verlangen des Zweckverban­
des vom Grundstückseigentümer
selbst abgelesen. Dieser hat dafür zu
sorgen, dass die Wasserzähler leicht
zugänglich sind.

terbringung des Wasserzählers
vorhanden ist.

vor Anbringung der Messeinrich­
tungen zu verhindern oder

$19a
Besondere Regelungen bezüglich

des Einsatzes und Betriebs
elektronischer Wasserzähler

(1) Der Zweckverband setzt nach Maßga­
be des Art. 24 Abs. 4 Satz 2 bis 7 GO
elektronische Wasserzähler mit oder
ohne Funkmodul ein und betreibt
diese.

(2) Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2
GO gespeicherte oder ausgelesene
personenbezogene Daten sind zu
löschen, soweit sie für die dort ge­
nannten Zwecke nicht mehr benötigt
werden. Die im Wasserzähler vor Ort
gespeicherten personenbezogenen
Daten sind spätestens nach zwei
Jahren zu löschen, die ausgelesenen
personenbezogenen Daten nach fünf
Jahren.

(3) Elektronische Wasserzähler, die ohne
Verwendung der Funkfunktion betrie­
ben werden, werden von einem Be­
auftragten des Zweckverbandes mög­
lichst in gleichen Zeitabständen oder
auf Verlangen des Zweckverbandes
vom Grundstückseigentümer oder
Gebührenschuldner selbst ausgele­
sen. Ihre Auslesung vor Ort erfolgt nur
mit Zustimmung des Grundstücksei­
gentümers. Der Grundstückseigentü­
mer hat dafür zu sorgen, dass die
Wasserzähler leicht zugänglich sind.

$20
Messeinrichtungen an der

Grundstücksgrenze

(1) Der Zweckverband kann verlangen,
dass der Grundstückseigentümer auf
eigene Kosten an der Grundstücks­
grenze nach seiner Wahl einen geeig­
neten Wasserzählerschacht oder
Wasserzählerschrank anbringt, wenn

1. das Grundstück unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebäudes mit
Grundstücksanschlüssen erfolgt,
die unverhältnismäßig lang sind
oder nur unter besonderen Er­
schwernissen verlegt werden
können, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Un-

(2) Der Grundstückseigentümer ist ver­
pflichtet, die Einrichtungen in ord­
nungsgemäßem Zustand und jeder­
zeit zugänglich zu halten.

$21
Nachprüfung der Wasserzähler

(1) Der Grundstückseigentümer kann
jederzeit die Nachprüfung der Was­
serzähler durch eine Eichbehörde
oder eine staatlich anerkannte Prüf­
stelle im Sinne des § 40 des Mess- und
Eichgesetzes verlangen. Stellt der
Grundstückseigentümer den Antrag
auf Prüfung nicht beim Zweckver­
band, so hat er diesen vor Antragstel­
lung zu benachrichtigen.

(2) Der Zweckverband braucht dem Ver­
langen auf Nachprüfung der Wasser­
zähler nur nachzukommen, wenn der
Grundstückseigentümer sich ver­
pflichtet, die Kosten zu übernehmen,
falls die Abweichung die gesetzlichen
Verkehrsfehlergrenzen nicht über­
schreitet.

$ 22
Änderungen;

Einstellung des Wasserbezugs

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigen­
tümers ist dem Zweckverband unver­
züglich schriftlich mitzuteilen.

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der
zur Benutzung der Wasserversor­
gungseinrichtung nicht verpflichtet
ist, den Wasserbezug aus der öffentli­
chen Wasserversorgung vollständig
einstellen, so hat er das mindestens
eine Woche vor dem Ende des Wasser­
bezugs schriftlich dem Zweckverband
zu melden.

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Be­
nutzung Verpflichteter den Wasserbe­
zug einstellen, hat er beim Zweckver­
band Befreiung nach &$ 6 zu beantra­
gen.

§ 23
Einstellung der Wasserlieferung

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die
Wasserlieferung ganz oder teilweise
fristlos einzustellen, wenn der Grund­
stückseigentümer oder Benutzer
dieser Satzung oder sonstigen die
Wasserversorgung betreffenden An­
ordnungen zuwiderhandelt und die
Einstellung erforderlich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr für die
Sicherheit von Personen oder
Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter
Umgehung, Beeinflussung oder

3. zu gewährleisten, dass Störungen
anderer Abnehmer, störende Rück­
wirkungen auf Einrichtungen des
Zweckverbandes oder Dritter oder
Rückwirkungen auf die Güte des
Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen,
insbesondere bei Nichterfüllung einer
Zahlungsverpflichtung trotz Mah­
nung, ist der Zweckverband berech­
tigt, die Versorgung zwei Wochen
nach Androhung einzustellen. Dies
gilt nicht, wenn die Folgen der Einstel­
lung außer Verhältnis zur Schwere
der Zuwiderhandlung stehen und
hinreichende Aussicht besteht, dass
der Grundstückseigentümer seinen
Verpflichtungen nachkommt. Der
Zweckverband kann mit der Mah­
nung zugleich die Einstellung der
Versorgung androhen.

(3) Der Zweckverband hat die Versor­
gung unverzüglich wieder aufzuneh­
men, sobald die Gründe für die Ein­
stellung entfallen sind.

§ 24
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit
Geldbuße bis zu 2.500 € belegt wer­
den, wer vorsätzlich

1. den Vorschriften über den An­
schluss- und Benutzungszwang (§
5) zuwiderhandelt,

2. eine der in § 9 Abs. 4, $ 11 Abs. 1, S
13 Abs. 2 und § 22 Abs. 1 und 2
festgelegten oder hierauf gestütz­
ten Melde-, Auskunfts-, Nachweis­
oderVorlagepflichten verletzt,

3. entgegen $ 11 Abs. 3 vor Zustim­
mung des Zweckverbandes mit
den Installationsarbeiten beginnt,

4. gegen die von dem Zweckverband
nach § 15 Abs. 3 Satz 3 angeordne­
ten Verbrauchseinschränkungen
oderVerbrauchsverbote verstößt.

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften
bestehende Ordnungswidrigkeiten­
tatbestände bleiben unberührt.

§ 25
Anordnungen für den Einzelfall,

Zwangsmittel

(1) Der Zweckverband kann zur Erfül­
lung der nach dieser Satzung beste­
henden Verpflichtungen Anordnun­
gen für den Einzelfall erlassen.

(2) Für die Erzwingung der in dieser
Satzung vorgeschriebenen Handlun-
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gen, eines Duldens oder Unterlassens
gelten die Vorschriften des Bayeri­
schen Verwaltungszustellungs- und
Vollstreckungsgesetzes.

Nenndurchfluss (Qn) der verwende­
ten Wasserzähler berechnet. Soweit
Wasserzähler nicht eingebaut sind,
wird der Dauerdurchfluss geschätzt,
der nötig wäre, um die mögliche Was­
serentnahme messen zu können.

§ 26
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt eine Woche nach
ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 5.
Dezember 2014 außerKraft.

Weidenberg, 1. August 2022
Reinhard Preißinger
Verbandsvorsitzender

3. Satzung zur Änderung der Beitrags­
und Gebührensatzung zur Wasserabga­
besatzung (BGS-WAS) des Zweckver­
bandes zur Wasserversorgung der Jura­
gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Juragruppe hat in ihrer Sitzung am
29.07.2022 die 3. Änderung der Beitrags­
und Gebührensatzung zurWasserabgabe­
satzung beschlossen. Die Satzung ist
genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit - Komm7G - (BayRS 2020-6-1-
I) bekannt gemacht.

Bayreuth, 15. August 2022
Landratsamt
Dr. Gleißner-Klein
Regierungsdirektorin

Dritte Satzung zur Änderung
der Beitrags- und Gebührensatzung

zur Wasserabgabesatzung
der Juragruppe,

Zweckverband Wasserversorgung

vom 08.12.2011

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommu­
nalabgabengesetzes KAG (Bay.RS 2024-1-
I) zuletzt geändert durch Gesetz vom
08.07.1994 (GVBI. S. 553) erlässt die Jura­
gruppe, Zweckverband zur Wasserversor­
gung folgende

3. Änderungssatzung

$1

$9a Grundgebühr

(1) Die Grundgebühr wird nach dem
Dauerdurchfluss (Q3) bzw. nach dem
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(2) Die Grundgebühr beträgt bei der
Verwendung von Wasserzählern mit
Dauerdurchfluss (Q3)

Q3 Dauerdurchfluss Jahresbetrag

bis4m3/h 84,00 €/Jahr

bisl0m3/h 112,00 €/Jahr

bis 16 m%/h 168,00 €/Jahr

bis 25 m"/h 514,00 €/Jahr

bis40m3/h 700,00 €/Jahr

ab 40 m%/h 1.120,00 €/Jahr

Die Grundgebühr beträgt bei der
Verwendung von Wasserzählern mit
Nenndurchfluss (Qn)

Qn Nenndurchfluss Jahresbetrag

2,5 m"/h 84,00 €/Jahr

4 m%/h 112,00€/Jahr

10m3/h 168,00€/Jahr

16m3/h 514,00 €/Jahr

25 m3/h 700,00€/Jahr

ab40m3/h 1.120,00 €/Jahr

$2

Diese Satzung tritt am 01.10.2022 in Kraft.

Pegnitz, 29. Juli 2022
Juragruppe,
ZweckverbandWasserversorgung
Thümmler
Vorsitzender

1. Satzung zur Änderung der Wasserab­
gabesatzung (WAS) des Zweckverban­
des zur Wasserversorgung der Jura­
gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck­
verbandes zur Wasserversorgung der
Juragruppe hat in ihrer Sitzung am
29.7.2022 die 1. Änderung der Wasserab­
gabesatzung beschlossen. Die Satzung ist
genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gern. Art. 24 Abs. 1
des Gesetzes über die kommunale Zusam­
menarbeit - KommZG - (BayRS 2020-6-1-
I) bekannt gemacht.

Bayreuth, 15. August 2022
Landratsamt
Dr. Gleißner-Klein
Regierungsdirektorin

Erste Satzung zur Änderung
für die öffentliche

Wasserversorgungseinrichtung
(Wasserabgabesatzung -WAS-)

der Juragruppe,
Zweckverband Wasserversorgung

vom 16.12.2020,
in Kraft getreten am 1.1.2021

Die Juragruppe, Zweckverband zur Was­
serversorgung, erlässt aufgrund von Art.
26, Art. 34 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über
die kommunale Zusammenarbeit
(KommZG) i. d. F. der Bekanntmachung
vom 20. Juni 1994 (GVBI. S. 555; 1995 S.
98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert
durch Art. 9 a Abs. 5 des Gesetzes vom 22.
Dezember 2015 (GVBI. S. 458) und Art. 23,
Art. 24 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 der Gemeinde­
ordnung (GO) i. d. E der Bekanntma­
chung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796,
BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch
Art. 17 a Abs. 2 des Gesetzes vom 13. De­
zember 2016 (GVBI. S. 335) folgende

1. Änderungssatzung

$1

Die Wasserabgabesatzung - WAS - der
Juragruppe, Zweckverband zur Wasser­
versorgung, vom 16.12.2020 (Amtsblatt
des Landkreises Bayreuth Nr. 37 vom
21.12.2020) in Kraft getreten am 1.1.2021
wird wie folgt geändert:

$3 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nach­
stehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasser­
leitungen im Wasserversorgungsgebiet,
von denen die Grundstücksanschlüsse
abzweigen.

Grundstücksanschlüsse (= Hausan­
schlüsse) sind die Wasserleitungen von
der Abzweigstelle derVersorgungsleitung
bis zur Übergabestelle, sie beginnen mit
der Anschlussvorrichtung und enden mit
der Wasserzähleranlage.

Gemeinsame Grundstücksanschlüsse
(= verzweigte Hausanschlüsse) sind
Hausanschlüsse, die über Privatgrund­
stücke (z.B. Privatwege) verlaufen und
mehr als ein Grundstück mit der Versor­
gungsleitung verbinden.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrich­
tung zur Wasserentnahme aus der Versor­
gungsleitung, umfassend Anbohrschelle
mit integrierter oder zusätzlicher Absper­
rarmatur oderAbzweig mit Absperrarma­
tur samt den dazugehörigen technischen
Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste
Armatur auf dem Grundstück, mit der die
gesamte nachfolgende Wasserver-



Die öffentliche Bekanntmachung der
Allgemeinverfügung erfolgt gemäß Art. 41
Abs. 3 Satz 2 BayVwVfG. Das Tatbe­
standsmerkmal der Untunlichkeit ist zu
bejahen, da das der Sicherung der Gas­
versorgung dienende Vorgehen eilig ist
und die einzelnen Betroffenen nicht
schnell genug zu erreichen sind.

Nach Art. 41 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG gilt
bei der öffentlichen Bekanntgabe eines
schriftlichen Verwaltungsaktes dieser
zwei Wochen nach der ortsüblichen Be­
kanntmachung als bekannt gegeben.

Hinweise:

a) Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVIG
ist nur der verfügende Teil einer Allge­
meinverfügung öffentlich bekannt zu
machen. Die Allgemeinverfügung liegt
mit Begründung und Rechtsbehelfsbe­
lehrung im Landratsamt Bayreuth, Fach­
bereich Umwelt und Natur, Zimmer 217,

zur Einsicht aus. Sie kann nach vorheri­
ger Terminvereinbarung während der
allgemeinen Dienstzeiten eingesehen
werden (Art. 41 Abs. 4 Satz 2 BayVwVfG).

b) Ab dem Außerkrafttreten der Allge­
meinverfügung, mit Ablaufdes 31.08.2023,
können die betreffenden Feuerungsanla­
gen wieder nur im Notbetrieb genutzt
werden. Eine regelmäßige Nutzung der
Feuerungsanlagen ist dann nicht mehr
möglich.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung kann
innerhalb eines Monats nach ihrer Be­
kanntgabe Klage erhoben werden bei
dem

Bayerischen Verwaltungsgericht
Bayreuth

Postfachanschrift:
Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth

Hausanschrift:
Friedrichstr. 16, 95444 Bayreuth

Hinweise zurRechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist
schriftlich, zur Niederschrift oder elektro­
nisch in einer für den Schriftformersatz
zugelassenen Form möglich. Die Einle­
gung eines Rechtsbehelfs per einfacher E­
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen!

Ab 1.1.2022 muss der in $ 55d VwGO ge­
nannte Personenkreis Klagen grundsätz­
lich elektronisch einreichen.

Kraft Bundesrechts wird in Prozessver­
fahren vor den Verwaltungsgerichten
infolge der Klageerhebung eine Verfah­
rensgebühr fällig.

Bayreuth, 18. August 2022
LandratsamtBayreuth
Böcher
Regierungsrat
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